
Sehr geehrter Herr Bürgermeister,  
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen als Mitglieder des Stadtrates, 
sehr geehrte Mitarbeitende aus der Verwaltung, 
sehr geehrte Frau Keßler, 
verehrte Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
 
zunächst herzlichen Dank an unseren Kämmerer Alex Hauser, der diesen Haushalt 
gemeinsam mit seinem Team nach bestem Wissen und Gewissen aufgestellt hat. 
 
Dieser Dank gilt auch für die offenen Worte im Rahmen der Haushaltseinbringung im 
Dezember des vergangenen Jahres – die unsere Haushaltssituation im Jahr 2026 
und den folgenden Jahren mit ehrlichen und teils schonungslosen, aber unserer 
Auffassung nach zutreffenden Beschreibungen dargestellt hat. 
 
Außerdem möchte ich mich, im Namen der gesamten CDU-Fraktion im Rat der Stadt 
Voerde, für die guten und konstruktiven Gespräche im Rahmen der Haushaltsklausur 
unserer Fraktion Anfang Februar, beim gesamten Verwaltungsvorstand bedanken. 
 
Der Haushaltsplanentwurf 2026 ist kein Dokument der Bequemlichkeit – er ist ein 
Dokument der Wahrheit. 
 
Die vergangenen Jahre haben uns für Voerder Verhältnisse außergewöhnlich 
positive Ergebnisse beschert.  
Auf den ersten Blick Überschüsse, Rekordeinnahmen, wieder aufgefüllte Rücklagen.  
 
Dennoch müssen wir uns heute auch ehrlich machen:  
Diese Erfolge waren nicht strukturell und sind nicht von Dauer, sie waren 
außerordentlich und halfen nur temporär. 
Sie waren das Ergebnis von Sondereffekten – und nicht von dauerhaft tragfähiger 
Finanzpolitik, nicht das Ergebnis insgesamt üppig fließender Steuereinnahmen noch 
das Ergebnis einer gesunden Neuordnung der Finanzbeziehungen zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen. 
 
Der Haushaltsplanentwurf 2026 führt uns nun die Konsequenzen dieser Realität klar 
vor Augen. Er ist in jedem Fall eine Zäsur! 
 
Der Haushaltsausgleich im Jahr 2026 wird nicht aus eigener Kraft erreicht, sondern 
durch den Einsatz der Ausgleichsrücklage, also durch einen großen Griff in das 
Sparbuch der Stadt.  
Rücklagen, die in guten Jahren aufgebaut wurden, um in schlechten Jahren 
handlungsfähig zu bleiben.  
Das ist legitim – aber es darf und kann kein Dauerzustand werden. 
 
Das Jahr 2026 beginnen wir mit einer Ausgleichsrücklage von knapp 30 Mio. Euro. 
Allein der Jahresfehlbetrag in diesem Haushaltsjahr wird mit 22 Mio. Euro 
angenommen und zu Lasten dieser gerade genannten Ausgleichsrücklage 
aufgefangen. Dieser immense Jahresfehlbetrag entsteht nicht, weil wir schlecht 
gewirtschaftet hätten – sondern weil unsere laufenden Ausgaben schneller wachsen 
als unsere verlässlichen Einnahmen. Und weil ein Großteil unserer Ausgaben, 
teilweise auch unserer Einnahmen, nicht in unserer eigenen Hand liegt. 
 



Der vorliegende Entwurf für das Jahr 2026 ist weit mehr als eine bloße 
Zusammenstellung von Zahlen – er ist die Dokumentation dessen, dass wir so wie 
bisher nicht einfach weiter machen können. Vor diesem Punkt haben wir als CDU-
Fraktion bereits vor Jahren gewarnt. 
 
Besonders kritisch ist dabei die Entwicklung der Aufwendungen.  
Personalkosten, Sozial- und Transferausgaben, in Teilen Zuschüsse – alles steigt an, 
vieles davon aufgrund gesetzlicher und von unserer Kommune nicht beeinflussbarer 
Vorgaben, manches auch aus guten Gründen. 
Diesem Anstieg der Ausgaben steht aber eben keine ausreichende und langfristig 
nachhaltige Finanzierung gegenüber. 
  
Nur durch die in Voerde erstmals eingesetzte Anwendung des globalen 
Minderaufwands – also eine lineare Ausgabenkürzung quer durch alle 
Haushaltsbereiche - fällt das Defizit nicht noch höher aus.  
Doch diese Vorgehensweise ist ein Signal, aber es ersetzt keine politischen 
Entscheidungen.  
Einsparungen lassen sich nicht pauschal herbeirechnen – sie müssen konkret 
beschlossen werden. 
 
 
1. Der Schein trügt: Die Illusion des Überschusses 
Mit Blick auf das vergangene Jahr 2025 und den zu erwartenden Jahresabschluss 
für dieses Jahr könnte man sich zunächst entspannt zurücklehnen.  
Ein satter Überschuss im zweistelligen Millionenbereich und eine prall gefüllte 
Ausgleichsrücklage von fast 30 Millionen Euro suggerieren Handlungsfähigkeit.  
Doch wir müssen uns heute – ich wiederhole es - ehrlich machen: 
Dies ist aber nur ein vermeintlicher Erfolg und täuscht über die wahre Misere hinweg. 
Er speist sich ausschließlich aus einmaligen Sondereffekten durch unerwartete 
Gewerbesteuernachzahlungen. 
Auch angesichts der augenblicklichen Konjunkturlage dürfen zukünftige 
Gewerbesteuereinnahmen auf diesem Niveau nicht angenommen werden. 
 
Schon im laufenden Jahr 2026 schlägt die Realität mit voller Härte zu. Wir blicken auf 
ein Defizit von 22 Millionen Euro.  
Während die Erträge um ca. 9 Millionen Euro sinken, explodieren die Aufwendungen 
um gut 13 Millionen Euro.  
Diese defizitäre Entwicklung ist in hohem Maße strukturell bedingt. Die dabei 
entstehenden Haushaltsdefizite können wir aus eigener Kraft kaum noch schließen. 
 
2. Rückblick: Chronik einer angekündigten Krise 
Wenn wir heute von einem „Weiter so geht nicht mehr“ sprechen, dann tun wir das 
vor dem Hintergrund einer jahrelangen Fehlentwicklung. Schon in unseren 
Haushaltsreden von 2021 und 2022 haben wir angemahnt, dass das 
Konnexitätsprinzip – „Wer bestellt, bezahlt“ – von Bund und Land systematisch 
missachtet wird. Voerde übernimmt Pflichtaufgaben, insbesondere im sozialen 
Bereich und speziell bei der Kinderbetreuung, für die die Refinanzierung schlicht 
nicht ausreicht. 
 
 
 



Die bitteren Folgen sehen wir heute: 
 Die Transferaufwendungen machen mittlerweile über 51 % unserer 

Gesamtausgaben aus.  
 Der Personalaufwand steigt 2026 auf mehr als 26 Millionen Euro an – nicht 

nur ein Plus von über 17 % gegenüber dem Vorjahr, getrieben durch 
notwendige Stellenbesetzungen und hohe Tarifabschlüsse. 
Personal- und Versorgungsaufwendungen machen inzwischen ein knappes 
Viertel (23 Prozent) unserer gesamten ordentlichen Aufwendungen aus!  

 Die Energie- und Bewirtschaftungskosten für unsere Gebäude belasten uns 
mit über 3 Millionen Euro. 
 

3. Ergebnisse unserer Haushaltsklausur: Wir brauchen dringend konkrete 
Strukturreformen 
In unserer Fraktionsklausur haben wir die Lage intensiv analysiert. Unser oberstes 
Ziel ist es, die Haushaltssicherung (HSK) im Jahr 2027 zu verhindern. Ein HSK 
würde den Verlust unserer kommunalen Entscheidungshoheit bedeuten – die 
Aufsichtsbehörden würden über unsere Köpfe hinweg entscheiden, welche 
Investitionen genehmigt und welche der noch verbliebenen freiwilligen Leistungen 
gekürzt oder gestrichen würden. 
 
Um dies abzuwenden, setzen wir auf vier zentrale Säulen einer Reform: 

 
 Mehr Verwaltungseffizienz: Wir unterstützen die Neuorganisation des heutigen 

Fachbereichs 2 (Soziales und Jugend). Mit über 100 Mitarbeitenden ist dieser 
Bereich in der bisherigen Organisationsform schlicht nicht mehr steuerbar. Die 
Trennung in zwei eigenständige Fachbereiche ist eine Investition in die 
Steuerungsfähigkeit.  
 

 Mehr Rückdelegation und Kooperation: Wir müssen Aufgaben so bündeln, 
dass sie wirtschaftlich erledigt werden können! 
Wir fordern Aufgaben anders zu erledigen, wie beispielsweise die Rückgabe 
der „Hilfe zur Pflege“ an den Kreis Wesel, um finanzielle und rechtliche 
Risiken für Voerde zu minimieren.  
Diese Aufgabenbündelung unter Wirtschaftlichkeitsaspekten bedeutet auch, 
grundsätzlich mehr interkommunale Zusammenarbeit zu organisieren als 
bisher – beispielsweise bei der gemeinsamen Adoptionsvermittlung mit 
unseren Nachbarn. 
 

 Mehr Privatisierung und Outsourcing: Angesichts des eklatanten 
Fachkräftemangels sollte die Möglichkeit der Auslagerung von Aufgaben, 
insbesondere auch baulicher Maßnahmen, an externe Partner stets geprüft 
werden.  
Wir müssen sicherstellen, dass unsere Infrastruktur auch dann funktioniert, 
wenn wir selbst kein geeignetes Personal mehr finden. 
 

 Mehr Digitalisierung und weniger Bürokratie: Digitalisierung darf kein 
Schlagwort bleiben, wie wir bereits 2021 gefordert haben. Wir müssen 
Prozesse so optimieren, dass sie Bürger entlasten und langfristig Personal in 
der Verwaltung einsparen. Bürokratie, soweit Voerde sie in der Vergangenheit 
selbst geschaffen und zu verantworten hat, muss unvoreingenommen geprüft 
und mutig auch wieder abgeschafft werden. 



 4. Investitionen in Bildung und Infrastruktur 
           Trotz der Krise müssen wir investieren – aber mit Augenmaß: 
 

 Schulbau: Bei der Otto-Willmann-Schule gehen wir neue Wege. Ein 
kompletter Neubau im laufenden Betrieb am Standort Sternbuschweg ist 
riskant. Wir orientieren uns daher im Hinblick auf die praktische Umsetzung 
am Modell benachbarter Kommunen und setzen auf einen 
Generalunternehmer, um in einer abgestimmten Projektorganisation eine 
zügige zeitliche Umsetzung bei strikter Kostenkontrolle zu erreichen. 

 Offene Ganztagsschule (OGS): Der Rechtsanspruch ab dem Schuljahr 
2026/2027 zwingt uns zu massiven Investitionen in Mensen und 
Multifunktionsräumen an unseren Grundschulen. Wir tragen dies mit, fordern 
aber eine verursachungsgerechte finanzielle Beteiligung der höheren 
staatlichen Ebenen. 

 Straßen und Radwege: Ein Erfolg unserer Politik ist es, dass für 
Straßenbaumaßnahmen seit 2024 keine Anliegerbeiträge mehr anfallen, da 
das Land diese übernimmt. Das wird vielen Bürgerinnen und Bürgern 
zugutekommen, wenn viele Straßen und Radwege, die dringend 
sanierungsbedürftig sind, zukünftig schrittweise erneuert werden. 

5. Die bittere Pille: Konsolidierung und Steuern 
Wir alle sollten uns keine Illusionen machen:  
Einsparungen allein bei den freiwilligen Leistungen – die weniger als eine Millionen 
Euro ausmachen – werden also nicht reichen.  
Wir haben mit der SPD vereinbart, für das Jahr 2027 gemeinsam eine Liste für leider 
schmerzhafte, aber nach unserer Überzeugung unumgängliche, Kürzungen zu 
erarbeiten. Dabei werden wir mit dem nötigen Augenmaß vorgehen. Doch das wird 
leider nicht ausreichen! 
 
Wir werden darüber hinaus auch über die Einnahmen sprechen müssen. 
Es wird wehtun, aber wir werden unter anderem auch über eine Neugestaltung der 
Kita- und OGS-Beiträge diskutieren müssen, die übrigens seit 2016 nicht mehr 
verändert wurden.  
 
Schon für das Jahr 2026 gilt die bittere Erkenntnis, dass uns ein weitestgehend 
stabiler Haushalt nur durch eine adäquate Berücksichtigung von 
Grundsteuereinnahmen gelingt.  
Dies tun wir auf Basis eines vom Land empfohlenen Grundsteuerhebesatzes und im 
Bewusstsein, dass dieser für Voerde nicht gänzlich aufkommensneutral sein wird. 
Das bedeutet ganz konkret, dass wir zunächst von Mindereinnahmen in Höhe von 
125.000 Euro für das laufende Jahr ausgehen mussten, die wir aber versucht haben, 
weitestgehend zu kompensieren.  
 
Vor dem Hintergrund der Haushaltssituation bereits in 2026 ist aus unserer Sicht eine 
Erhöhung der Grund- und Gewerbesteuer ab 2027 unausweichlich und daher bereits 
in der Finanzplanung ab 2027 berücksichtigt.  
Die Frage des notwendigen Ausmaßes der Erhöhung wird u.a. von noch zu 
identifizierenden Einsparmaßnahmen abhängen. Anders wird es nicht möglich sein, 
die eigenständige Handlungsfähigkeit Voerdes zu sichern und somit die totale 
Fremdbestimmung infolge einer Haushaltssicherung zu verhindern. 
 



Kommen wir zum Ende und somit zum Fazit: 
 
Rücklagen sind Reserven für zeitweise schlechte Zeiten, also eine Art Notfallreserve. 
Wer sie aber Jahr für Jahr einsetzt, verschiebt nicht nur Probleme statt sie zu lösen; 
nein – er macht sie von Jahr zu Jahr größer und weiß irgendwann nicht mehr, was er 
zuerst tun soll. Genau hier sind wir in Voerde inzwischen leider angekommen.  
Darüber hinaus belastet man auf diese Weise diejenigen, die heute noch gar nicht 
mitentscheiden können: nämlich die nächste Generation. 
Positiv hervorzuheben ist, dass dieser Haushalt nichts beschönigt. Die Risiken 
werden klar benannt. Die Unsicherheiten offen ausgesprochen. Das verdient 
Respekt. Aber Ehrlichkeit allein genügt nicht. 
 
Der Haushalt 2026 ist ein Übergangshaushalt. Er verschafft uns Zeit – aber er kauft 
uns keine Zukunft.  
Ich will es ganz deutlich sagen: Diese Zukunft wird davon abhängen, ob wir bereit 
sind, 

 Aufgaben zu priorisieren, 
 Standards zu überprüfen, 
 Wachstum bei den laufenden Ausgaben zu begrenzen – soweit wir als 

Kommune darauf Einfluss nehmen können, 
 die wirtschaftliche Basis unserer Stadt zu stärken, 
 und Investitionen strikt nach Notwendigkeit und Nachhaltigkeit auszurichten. 

 
Haushaltsdisziplin bedeutet nicht Kürzen um jeden Preis, aber sie bedeutet, 
Aufgaben regelmäßig zu überprüfen, Standards zu hinterfragen und das Machbare 
vom noch so Wünschenswerten zu trennen. 
 
Wenn wir diesen Mut aufbringen, dann kann der Haushaltsplan 2026 ein 
Wendepunkt sein. 
Wenn wir das gemeinsam nicht schaffen, dann wird sich der bereits entstandene 
Substanzverzehr beschleunigen, das Vermögen der Stadt und damit das Vermögen 
aller Bürgerinnen und Bürger weiter reduzieren. 
 
Wir stehen heute an einer Weggabelung. 
Noch sind wir in der Lage, einen ganz schwierigen Weg zu gestalten.  
Noch können wir steuern. 
Lasst uns diese Chance nutzen – verantwortungsvoll, generationengerecht und mit 
dem klaren Blick nach vorn. 
 
Zur Wahrheit gehört aber auch – und das darf an dieser Stelle nicht unerwähnt 
bleiben - dieser Haushalt ist vor allem das Ergebnis einer jahrelangen 
Unterfinanzierung der Kommunen.  
Ausgabenwirksame Gesetze wurden von Bund und Land zu Lasten der untersten 
Ebene beschlossen. Deshalb fordern wir weiterhin mit Nachdruck eine große 
Staatsreform.  
Die Finanzierung der Kommunen durch Bund und Land muss neu justiert werden. 
Wir würdigen, dass das Land NRW hierzu erste ernsthafte Schritte unternommen 
hat. 
 
Außerdem nehmen wir zustimmend zur Kenntnis, dass die Fraktionen von CDU, 
SPD und den Grünen im Kreistag Wesel in der vergangenen Woche einen Antrag 



zum Kreishaushalt 2026 für Sitzung des Kreistages am kommenden Donnerstag 
eingebracht haben, der in die richtige Richtung geht und zur Konsolidierung bzw. 
schrittweisen Sanierung des Kreishaushaltes beitragen kann. 
 
Bei der SPD-Fraktion im hiesigen Stadtrat möchten wir uns für die gute Kooperation 
in den letzten sechs Monaten und bei allen anderen Fraktionen für das gute 
Miteinander bedanken. 
   
Die CDU-Fraktion steht zu ihrer Verantwortung für diese Stadt. Wir stimmen diesem 
Haushalt zu – nicht aus Begeisterung, sondern als letztes Mittel der 
Selbstbehauptung Voerdes.  
Wir leiten damit einen Weg der harten Konsolidierung ein, um unseren Kindern eine 
Stadt zu hinterlassen, die noch selbst über ihre Zukunft entscheiden kann. 
 
Vielen Dank für Ihre und Eure Aufmerksamkeit! 
 


